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Der Worte sind genug gewechselt,  
lasst mich auch endlich Taten sehen!  
Indes ihr Komplimente drechselt,  
kann etwas Nützliches geschehen.  
(J. W. G.) 

 
Das Jahr 2018 ist durch einen Umbruch gekennzeichnet, der in der EU-Rechts-

ordnung durch die Geltung der Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) un-
mittelbar bewirkt wird, in der Bundesrepublik Deutschland begleitet durch das  
Inkrafttreten einer völligen Neufassung des Bundesdatenschutzgesetzes. Neu for-
mulierte Grundsätze, neue Definitionen und veränderte Hierarchien rechtlicher 
Regelungen – auch in Bezug auf Vorschriften im öffentlichen (Sicherheits-)Bereich 
– begründen intensive Befassung und Bearbeitung durch den Juristen. 

Dahinter liegt seit langer Zeit eine weitere Ebene der Problembehandlung zur 
rechtlichen Erfassung gesellschaftlicher Fragestellungen/sozialer Konflikte, die 
durch die Möglichkeiten der Informationsverarbeitung durch EDV aufgeworfen 
wurden und werden, und zwar auf dem Hintergrund tradierter Gewährleistungen 
des Schutzes der Persönlichkeit. Ein (erster) Kulminationspunkt des daraus zumal 
in Deutschland entbrannten „Kampfes der Wagen und Gesänge“ (F. S.) stellt die 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vom 15.12.1983 zum seiner-
zeitigen Volkszählungsgesetz dar, in einer Rezension in der Fachzeitschrift Die  
Öffentliche Verwaltung kritisch beleuchtet als „Bergpredigt des Datenschutzes“. 
Zwar trat diese Kritik in den Folgejahren eher in den Hintergrund, um in jüngerer 
Zeit wieder an Fahrt zu gewinnen, dies z.B. in der Schrift des vormaligen/ersten 
Bundesdatenschutzbeauftragten Informationelle Selbstbestimmung – Vision oder 
Illusion?, 2009/11. Die europarechtliche Diskussion hat ihrerseits solche Kritik aus 
sich heraus entwickelt und in sich aufgenommen.  

Das vorliegende für Studium und Praxis bestimmte Buch widmet sich beiden 
Ebenen, deren enger Zusammenhang sich in der juristischen Praxis nahezu von 
selbst versteht. Denn das nunmehr geltende Datenschutzrecht ist eine junge, offene 
Materie im Schnittpunkt nationaler/europäischer Traditionen und Wertungen, 
erklärungs-, ausfüllungs-, auch harmonisierungsbedürftig.  

Das Autorentrio hat auf der Grundlage unterschiedlich ausgerichteter Erfah-
rungsbereiche darauf abgestellt, entsprechende fachliche Perspektiven zusammen-
zuführen. Für die technische Aufarbeitung des Textes vor Drucklegung gilt unser 
Dank Frau Franziska Dunker, bezüglich des Sachverzeichnisses Frau Ariana Ben-
dix. Engagierte Mit- und Zuarbeit haben für einen Teil des Werks Herr Dirk Pohl 
und Frau Annika Kieck geleistet, Herr Maximilian Gerhold bei der Fahnenkorrek-
tur. 

 
Frankfurt a. M., Passau, Düsseldorf  
im Februar 2018 Rüpke/von Lewinski/Eckhardt 
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